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Erklärung des Diözesanrats für eine strenge Rüstungsexportpolitik 

Aufstehen für das Leben – Eintreten für die Opfer des Waffenhandels 
 

Der Diözesanrat der Diözese Augsburg wendet sich gegen die in den letzten Jahren erheb-
lich gestiegenen Rüstungsexporte aus Deutschland. „Nach Einschätzung des schwedischen 
Friedensforschungsinstituts SIPRI sind die deutschen Rüstungsexporte zwischen 2006 und 
2010 um 96 Prozent gegenüber dem Zeitraum zwischen 2001 und 2005 gestiegen.“ (Rüs-
tungsexportbericht der GKKE 2011, S. 7) 
Der Diözesanrat sieht insbesondere in der Lieferung von Rüstungsgütern in politische Span-
nungsgebiete und an Regime, die Menschrechte grob verletzen und gewaltsam gegen Oppo-
sitionsbewegungen im eigenen Land und in Nachbarländern vorgehen, eine Störung des 
friedlichen Zusammenlebens der Völker und damit einen Verstoß gegen die im Grundgesetz 
verankerte Friedenspflicht (Art. 26,1). 
 
Vor allem Entwicklungsländer werden durch den Rüstungshandel in eine Schuldenspirale 
getrieben. Doch auch von der Überschuldung europäischer Länder wie Portugal und Grie-
chenland hat Deutschland profitiert, indem der Bundessicherheitsrat noch im Jahr 2010 die 
Lieferung von U-Booten in diese Länder freigegeben hat. Darauf hat der Rüstungsexportbe-
richt 2011 der Gemeinsamen Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE) hingewiesen. 
 
Der Leiter des Katholischen Büros in Berlin, Prälat Karl Jüsten, kritisiert mit aktuellem Er-
scheinen des Rüstungsexportberichtes 2012 der GKKE, dass Rüstungsexportgenehmigungen 
an Länder außerhalb von Nato und EU mit 42 Prozent fast die Hälfte aller Ausfuhrge-
nehmigungen ausmachen und weist daraufhin, dass die Zahl der Empfängerländer, die hin-
sichtlich ihrer Menschenrechtssituation als bedenklich eingestuft werden, im letzten Jahr 
von 48 auf 64 Länder angestiegen ist. 
Im gleichen Sinne erklärt Misereor-Bischof Thissen: „Zum Bemühen um eine friedliche Welt, 
in der Menschen eine Chance auf nachhaltige Entwicklung haben, gehört die Eindämmung 
von Rüstungsexporten.“ Der Erzbischof fordert „die Bundesregierung auf, sich eindeutig für 
eine restriktive Rüstungsexportpolitik und gegen ein Aufweichen der bestehenden Kriterien 
einzusetzen.“ 
 
Als Christen sehen wir uns dem Frieden, der Solidarität und der Gerechtigkeit unter den 
Völkern verpflichtet. Wir fordern von den Verantwortlichen unseres Landes für Politik und 
Wirtschaft, dass sie diese Grundsätze ebenfalls achten und zur Richtschnur ihres Handelns 
machen. 
 
Als ersten Schritt fordert der Diözesanrat, dass keine Waffen und Rüstungsgüter in Span-
nungs- und Kriegsgebiete geliefert und dass bestehende Transparenzdefizite gegenüber 
der Öffentlichkeit und gegenüber dem Parlament endlich beseitigt werden. 
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In der Rüstungsexportpolitik müssen menschenrechtliche und entwicklungspolitische Krite-
rien gelten und es darf nicht vorrangig nach wirtschaftlichen und bündnispolitischen Inte-
ressen entschieden werden. Die internationale Verantwortung unseres Landes verlangt, dass 
die Regierung an erster Stelle zur zivilen Krisenprävention beiträgt und nicht zur Aufrüstung 
von Krisenregionen. 
 
Papst Benedikt XVI. mahnte auf seiner Libanon-Reise im Herbst 2012 die Waffenthematik 
mit klaren Worten an: 
„Ich würde auch sagen, dass endlich die Einfuhr von Waffen aufhören muss, denn ohne 
die Einfuhr von Waffen könnte der Krieg nicht weitergehen. Anstatt Waffen einzufüh-
ren, was eine schwere Sünde ist, sollten wir Ideen des Friedens, der Kreativität einfüh-
ren.“ 
 
Als Diözesanrat fordern wir den unbedingten Vorrang von Menschenrechten vor wirt-
schaftlichen Interessen. Das häufig angeführte Argument der Arbeitsplatzsicherung zur 
Produktion von Tod und Vernichtung ist kein tragendes ethisches Argument, zumal in 
Deutschland nur ca. 80.000 Beschäftigte in hochtechnisierten Arbeitsplätzen (0,2 % der Be-
schäftigten) ihren Lebensunterhalt verdienen. Ernsthafte Initiativen zu Rüstungskonversion 
und nachhaltige Produktion für das Leben, nicht für den Tod, sind von Politik und Wirt-
schaft dringend gefordert. 
 
 
Begründung: 
Deutschland ist der größte Rüstungsexporteur Europas und liegt hinter den USA und Russland welt-
weit an dritter Stelle der Waffenlieferanten. 
 
Die deutschen Exporte von Kriegswaffen und Rüstungsgütern haben sich in den letzten Jahren ver-
doppelt. U-Boote und Kriegsschiffe, Kampfjets und Militärhubschrauber, Panzer und Raketenwerfer, 
Sturmgewehre und Maschinenpistolen, Lizenzen zur Waffenproduktion und ganze Rüstungsfabriken 
werden weltweit geliefert. 
 
Fachleute schätzen, dass alleine durch Gewehre der deutschen Firma Heckler & Koch nach dem 2. 
Weltkrieg über 1 Million Menschen ihr Leben verloren. Weitere ungezählte Kriegsopfer sind durch 
die vielen anderen waffenexportierenden deutschen Unternehmen zu beklagen. 
Zu den Waffenlieferungs-Empfängern zählen Diktaturen und autoritäre Regime in Afrika, Asien, La-
teinamerika und Europa, die die Menschenrechte mit Füßen treten. 
 
Verantwortlich für die Genehmigungen von Rüstungsexporten sind die Bundesregierung und nachge-
ordnete Behörden. Weder der Bundestag noch die Öffentlichkeit werden beteiligt. 
Rüstungsexporte sind für die Unternehmen äußerst profitabel. Arbeitsplätze werden dadurch jedoch 
kaum gesichert. 
 
 

Verabschiedet von der Vollversammlung  
des Diözesanrats am 12.04.2013. 


